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Editorial
Liebe Leser,

Sp�testens seit dem 68. Deut-
schen Juristentag, der dem Erb-
recht gewidmet war, muss man
sich als im Erbrecht praktizieren-

der Jurist mit den Fragen auseinandersetzen:
»Soll das Erbrecht flexibler werden?«
und
»Ist unser Erbrecht noch zeitgem�ß?«
wie z. B. das zivilrechtliche Gutachten des letzten Erb-
rechtstages und Frau Professor Dr. Inge Kroppenberg
(NJW 2010, 2609 ff.) getan haben.

Das geltende Deutsches Erbrecht des BGB wurde Ende
des vorvorigen Jahrhunderts geschaffen. Damals war das
Deutsche Reich ein sehr wohlhabendes Land. Seine nicht
nach Parteizugehçrigkeit, sondern nach Kenntnissen aus-
gew�hlten V�ter haben ein Regelwerk geschaffen, das in
sich stimmig ist und die Erbfolgen �ber ein Jahrhundert
durch zwei Weltkriege und das wirtschaftliche Wieder-
erstarken unseres Landes einschließlich der Wiederver-
einigung hervorragend geregelt hat. Einige kleine �nde-
rungen sind mit dem Gesetz zur �nderung des Erb- und
Verj�hrungsrechts (BGBl I, S. 3142) Anfang diesen Jahres
in Kraft getreten.

Gegen Ende des 20. Jahrhunderts kam es zu gesellschaft-
lichen Umw�lzungen – allen voran die Zur�ckdr�ngung
der Ehe durch Lebenspartnerschaften und Konkubinati-
onspaare. Alles Lebensformen, die zum Schutz der staats-
tragenden Ehe lange unter erheblichen strafrechtlichen
Sanktionen standen. Sie begannen sich nach dem Wegfall
dieser Strafklauseln mehr und mehr çffentlich zu etablie-
ren. Deren »Verfechter« dr�ngen immer st�rker auf die
Gleichstellung ihrer Lebensformen mit der Ehe. Das hatte
und hat nat�rlich Auswirkungen auch auf das Erbrecht.

Ein weiterer Wandel in dem gefestigten Gef�ge der Ge-
sellschaft trat durch Umstrukturierungen der klassischen
Landwirtschaft hin zu Produktionsbetrieben ein, die sich
in den juristischen Formen ihres Wirtschaftens von denen
des Gewerbes kaum noch unterscheiden lassen. Dieser
Umstand wirft zu recht die Frage auf, ob die erbrecht-
lichen Sonderregelungen in der Landwirtschaft noch zeit-
gerecht sind und es nicht besser ist, sie den Regelungen
der im Familienbesitz gehaltenen sonstigen Betriebe
rechtlich anzugleichen bzw. gleich zu behandeln und die
priviligierte Miterbenabfindung in der Landwirtschaft ab-
zuschaffen.

Die zusehend �lter werdende Generation der Erblasser
wirft die Frage auf, ob diesem Umstand das bestehende
Pflichtteilsrecht werden muss. Urspr�nglich sollte der
Pflichtteil sicher stellen, dass �berlebender Ehegatte
und die Kinder ihren Anteil am Familienbesitz erhalten
und ein Startkapital f�r die eigene Zukunft bekommen.
Weil Erblasser immer �lter werden, erhalten Kinder ihren
Pflichtteil meist erst, wenn sie selber ihren beruflichen Le-
bensweg beendet haben. Hier bietet es sich an, zu �ber-
denken, ob die Pflichtteilsregelungen des DDR-Erb-
rechts als Beispiel herangezogen werden kçnnen. Dort
war geregelt, daß der Pflichtteil der Kinder immer nied-
riger wird, je �lter sie im Todesfall des Erblassers sind –
also w�hrend Schule und Ausbildung hoch, dann redu-
ziert. Hier kçnnte f�r die immer wieder geforderte Sicher-
stellung des �berlebenden Ehegatten ein Weg gefunden
werden, dessen Pflichtteil in dem Umfang zu erhçhen,
in dem der der Kinder abnimmt.

Die Frage der Anpassung des Erbrechts an die gewandel-
ten Strukturen sind nicht nur auf Deutschland beschr�nkt.
So hat im September 2010 der Schweizer St�nderat die
k�nftige Ausrichtung des Schweizer Erbrechts aufgrund
der entsprechenden »Motion« der Jusitzministerin Eve-
line Widmer-Schlumpf mit 33 zu 7 Stimmen gutgeheißen.
Nach ihr sollen in der Schweiz der Pflichtteil der Eltern
und Kinder beschr�nkt und die erbrechtliche Stellung
der Konkubinatspaare verbessert werden.

Auf Europ�ischer Ebene wird f�r die Ankn�pfung des je-
weiligen Erbrechts die Frage diskutiert, ob an das Recht
des letzten gewçhnlichen Aufenthalts oder weiterhin an
das Recht der Staatsangehçrigkeit des Erblassers maß-
gebend sein soll. Der Juristentag hat diesen Wechsel mit
8 : 77 : 5 Stimmen abgelehnt.

Allein die Umsetzung und Neuregelung der hier beisan-
gesprochenen Einzelfragen ist eine Herkulesarbeit, die
sehr viel Umsicht erfordert. Sie muss im Ergebnis bei al-
lem Verlust der Sprachgewalt der V�ter des BGB dazu
f�hren, daß wir pr�gnante Regelungen bekommen und
nicht nicht solche Unget�me wie z. B. § 2057a BGB, der
auch in der seit dem 01.01.2010 geltenden Form f�r die
Rechtsanwendung nicht sonderlich hilfreich – weil unvoll-
kommen – ist.

Ihr

Heinrich Thomas Wrede
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